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Kürzungen bei Städtebauförderung
Schwarz-Gelb kürzt gegen den Willen der Länder Mittel für den Städtebau

Schlechte Nachrichten mit der 
Bundesregierung als Absender 

sind für Städte und Gemeinden 
nichts neues mehr. Dass CDU/
CSU und FDP nicht viel übrig  
haben für die Sorgen und (Finanz-) 
Nöte der Kommunen, haben sie im 
vergangenen Jahr z.B. durch eine 
völlig verfehlte Steuersenkungs-
politik schon mehrfach bewiesen. 
Jetzt kürzt Schwarz-Gelb auch 
noch die Städtebauförderung und 
bereitet somit Ländern und Kom-
munen erneut Probleme.

Bund, Länder und Kommunen 
teilen sich die Kosten für städtebau-
liche Vorhaben, die ohne Finanzhil-
fen des Bundes nicht möglich sind. 
Die Städtebauförderung sorgte bis-
lang für Planungssicherheit bei stra-
tegischen Entwicklungsentschei-
dungen in den Kommunen. Im 
Rahmen der Föderalismusreform 
wurde extra darauf geachtet, sie 
als gemeinsame Aufgabe beizube-
halten. Mit den jetzt vorgesehenen 
Kürzungen sorgen Union und FDP 
dafür, dass sich der Bund seiner Fi-
nanzierungsverantwortung entzieht. 
Länder und Kommunen werden 
die dadurch entstehenden Defizite 
nicht ausgleichen können.

Rheinland-Pfalz hat im Jahr 2010 
im Rahmen der Städtebauförde-
rung 17,6 Millionen Euro aus dem 
Bundeshaushalt erhalten. Nach An-
gaben des rheinland-pfälzischen In-

nenministeriums fiele das Land bei  
den geplanten Kürzungen und bei 
einer Beibehaltung der Verteilersys-
tematik aus dem Jahr 2010 im Jahr 
2011 auf 10 Millionen Euro zurück. 
Würden weitere Vorgaben aus dem 
Solidarpaket II umgesetzt, könnte 
die Summe sogar auf weniger als 4 
Millionen Euro schrumpfen. Am 3. 
September 2010 haben die Baumi-
nister der Bundesländer parteiüber-
greifend eine Halbierung der Städ-
tebauförderung abgelehnt.  „Die 

Städtebauförderung leistet ein Viel-
faches dessen, was sie kostet“, heißt 
es im Beschluss der Bauminister. 

Die Städtebauförderung sorgt 
dafür, dass öffentliche und private 
Investitionen getätigt werden. Jeder 
Euro für die Städtebauförderung 
vom Bund zieht acht Euro vor Ort 
an zusätzlichen Investitionen nach 
sich. Dies wiederum sorgt für Be-
schäftigung - vor allem beim lokalen 
Handwerk. Sanierungsprogramme 
für Stadt- und Ortskerne oder die 
militärische Konversion sind wich-
tige Schwerpunkte, bei denen in 

Rheinland-Pfalz die Städtebauför-
derung zum Einsatz kommt. 

Können aufgrund der Förder-
mittelkürzungen weniger Aufträge 
durch die öffentliche Hand aus-
geschrieben werden, ist davon vor 
allem die mittelständische Wirt-
schaft betroffen. Unmittelbare 
negative Auswirkungen auf dem 
Arbeitsmarkt aufgrund von be-
triebsbedingten Kündigungen in-
folge ausbleibender Aufträge dürf-
ten ein Ergebnis dieser Politik sein.

Doch nicht nur die Wirtschaft 
und der Arbeitsmarkt wären betrof-
fen. Vor dem Hintergrund der ak-
tuellen Integrationsdebatte ist es ge-
radezu grotesk, dass Schwarz-Gelb 
mit der Städtebauförderung auch 
das Programm Soziale Stadt begra-
ben will. Integrationserfolge in so-
genannten Brennpunkt-Stadtteilen 
müssen im Rahmen des Programms 
Soziale Stadt fortgesetzt und wieder-
holt werden. Nicht Kürzungen und 
Streichungen, sondern eine Aufsto-
ckung der Mittel wäre gerade jetzt 
das richtige Signal!    Manfred Nink

Trübe Aussichten für die Städtebauförderung und das Programm Soziale Stadt: Die Mittel-
kürzungen sind für Trier und andere Städte in Rheinland-Pfalz eine schlechte Nachricht.
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Ein Blick abseits der 5-Euro-Diskussion
Anmerkungen zu einer allzu pauschalen Debatte

Der Regierungsentwurf für die 
Neuberechnung der Hartz-

IV-Regelsätze hat eine rege De-
batte ausgelöst. Ein Plus von fünf 
Euro steht im Raum. Ob diese als 
symbolisch zu qualifizierende Er-
höhung gerecht oder zumindest 
bedarfsgerecht ist, ist die Streitfra-
ge, an der sich die gesamte Debatte 
aufhält. Dabei lohnt sich in diesem 
Zusammenhang ein Blick in den 
Einzelplan 11 des Bundeshaus-
haltsentwurfs, jener Einzelplan, 
der das Budget des Bundesminis-
teriums für Arbeit und Soziales  
(BMAS) festschreibt, um zu sehen, 
welchen Abbau von Sozialleistun-
gen diese schwarz-gelbe Bundesre-
gierung plant. Einige Punkte sollen 
im Folgenden erläutert werden.

Dem BMAS steht - verglichen 
mit den anderen Einzelplänen des 
Bundeshaushaltsentwurfs - die 
größte Ausgabensenkung bevor. 
11,4 Milliarden Euro sollen einge-
spart werden. Eine Streichung von 
7,9 Prozent. Dabei stellen nicht 
konjunkturbedingte Kürzungen, 
wie sie sicher auch von Sozialdemo-
kraten vorgenommen worden wä-
ren, ein Problem dar, sondern hoch-
problematisch sind die geplanten 
strukturellen Ausgabenkürzungen. 
Vor allem Kürzungen der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik, die dem Spar-
paket zur Einhaltung der Schulden-
bremse zum Opfer gefallen sind, 
werden ausgerechnet Arbeitsuchen-
de treffen. Durch Umwandlung 
von Pflicht- in Ermessensleistungen 
sollen 16 Milliarden Euro bis 2014 
eingespart werden. Betroffen davon 
sind vor allem Frauen, Alleinerzie-
hende, Ältere, Unter-25-Jährige 

und Menschen mit Handicap im 
Hartz-IV-Bezug. Sozial gerecht mu-
ten diese Pläne nicht an. 

Das schlimmste ist, dass diese ge-
planten Kürzungen den Erfolg der 
von der SPD 2010 mit auf den Weg 
gebrachten Verfassungsänderung 
zur Job-Center-Reform gefährden. 
Ziel war es, dass die „Leistung aus 
einer Hand“ erhalten bleiben soll-
te. Und diese Hand darf eben nicht 
leer sein. Gerade deshalb haben wir 
mit Erfolg um die von Schwarz-
Gelb für den 2010er Haushalt aus-
gebrachte Sperre von 900 Millionen 
Euro beim Eingliederungstitel ge-
kämpft.Weitere Kürzungen haben 
Union und FDP beim Alg II vor-
gesehen. Dort sollen 2,4 Milliarden 
Euro gekappt werden. Im Einzel-
nen bedeutet dies unter anderem 
die Streichung der Zuschläge beim 
Übergang vom Alg I in Alg II, die 
Streichung des Rentenversiche-
rungsbeitrags für Langzeitarbeitslo-
se und die Abschaffung des Eltern-
geldes für Hartz-IV-Empfänger. 

Diese Maßnahmen sind nicht ge-
recht und werden die soziale Schief-
lage in unserem Land verschärfen. 
Auch der Zukunft unserer sozialen 
Sicherungssysteme ist damit kein 
Gefallen getan. Viele der geplanten 
Kürzungen helfen in Wirklichkeit 
nicht, einen Cent einzusparen, son-
dern verlagern die Kosten einfach 
in die Zukunft z.B. zu Lasten der 
Schwankungsreserve der Renten-
versicherung und der Verschuldung 
der Bundesagentur für Arbeit. Bei-
tragserhöhungen bei der Rentenver-
sicherung und der Arbeitslosenver-
sicherung werden so bereits heute 
vorprogrammiert.     Manfred Nink

Fünf Euro mehr Hartz IV: Ist das Glas halb 
voll oder halb leer? Deutschland diskutiert.
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Haben Politiker die gesamte parlamentarische Sommerpause „frei“?

Was hört und liest man nicht 
alles über die „parlamenta-

rische Sommerpause“. Doch was 
machen eigentlich Politiker in die-
ser Zeit?

Für Journalisten ist sie eine trübe 
Zeit, da im politischen Berlin we-
nig passiert, das für die Berichter-
stattung geeignet wäre. Ausnahmen 
profilierungsbedürftiger Abgeord-
neter kennen wir alle. Für den Bür-
ger ist es allzu oft unverständlich, 
dass Politiker scheinbar den ganzen 
Sommer frei haben. Und für die Po-
litiker selbst? Urlaub vom 12. Juli 
bis 13. September? Neun Wochen 
am Stück entspannen?

Diese schöne Wunschvorstellung 
eines/einer jede/n Arbeitnehmers/in 

Mit dem Unterausschuss unterwegs

ist auch für die Abgeordneten kei-
ne Realität. Im Gegenteil. Da in 
der parlamentarischen Sommerpau-
se in der Regel keine Sitzungen des 
Deutschen Bundestages - also Ple-
narsitzungen, Ausschusssitzungen 
und auch keine Sitzungen der Frak-
tionen - in Berlin stattfinden, kon-
zentriert sich die Arbeit der Abge-
ordneten in dieser Zeit auf ihren 
Wahlkreis. Neben den üblichen 
Bürgersprechstunden finden die 
Politiker die Zeit, Unternehmen, 
Vereine und Verbände zu besuchen, 
Sorgen und Probleme aufzunehmen 
und die eigene Arbeit vorzustellen. 
Mehrere  offizielle Termine sind im 
Sommer 2010 so bei mir zusammen 
gekommen. Ich habe viele interes-

sante Gespräche geführt, die meine 
Arbeit für Trier und den Kreis Trier-
Saarburg bereichern können. 

Darüber hinaus ist die Sommer-
pause auch die Zeit, in der Berichte, 
Expertisen, Gutachten und ande-
re dickere Papiere gelesen werden 
können, für die im Alltagsgeschäft 
vielleicht nicht immer ausreichend 
Zeit ist. Nicht zuletzt lag natür-
lich der Haushaltsentwurf 2011 als 
Sommerpausen-Lektüre auf dem 
Schreibtisch bereit. 

Zudem blieben dann noch neun 
Tage für einen Urlaub mit meiner 
Familie  übrig. Genug Zeit, um 
mich zu erholen und neue Kräf-
te für eine intensive Oppositions-
arbeit zu schöpfen.  Manfred Nink

Vom 20. bis 22. September ha-
ben sich Manfred Nink und 

weitere Abgeordnete des Unteraus-
schusses für regionale Wirtschafts-
politik in Gesprächen mit Vertre-
tern der lokalen Wirtschaft, den 
Industrie- und Handelskammern 
und Kommunalpolitikern über die 
wirtschaftliche Lage in Sachsen 
und Ostbayern informiert. 

„Es ist gut und richtig, wenn wir 
als Politiker mit den Sorgen und aber 
auch den positiven Erfahrungen der 
Unternehmer und Beschäftigten vor 
Ort konfrontiert werden.  Betriebs-
besichtigungen sind eine gute Gele-
genheit. Ich kann jeden Unterneh-
mer nur ermutigen mit Problemen, 
Hürden und Verbesserungsvorschlä-
gen an mich als Abgeordneten her-
anzutreten“,  sagt Manfred Nink.

Sitzungsfrei und doch viel Arbeit



� |
Einige Termine seit  

dem letzten Spreebrief
6. bis 19. September
Besuchergruppe in Berlin, Klausur-
sitzungen der AG Wirtschaft und 
Technologie und der Bundestags-
fraktion, SPD Parteitag des Kreis-
verbandes Bernkastel-Wittlich in 
Thalfang, Eröffnung der Stadtwo-
che Schweich, Sitzungswoche des 
Bundestages mit Haushaltsdebatte, 
Gespräch mit dem Präsidenten des 
Bundesverbandes mittelständische 
Wirtschaft Mario Ohoven

20. bis 26. September
Sitzung Gemeinderat Kenn, Sitzung 
des Kreditausschusses der Sparkas-
se, Delegationsreise des Unteraus-
schusses Regionale Wirtschaftspo-
litik mit Gesprächen (u.a. mit dem 
sächsischen Ministerpräsidenten 
Tillich) sowie Betriebsbesichti-
gungen in Sachsen und Bayern

27. September bis 3. Oktober
Sitzungswoche des Bundestages, 
Veranstaltung mit Kurt Beck und 
BASF, Gespräch mit 40 Jugend-
lichen aus Israel und Deutschland, 
Gespräch der Landesgruppe RLP 
mit Staatsminister Carsten Kühl 
zu rheinland-pfälzischen Themen, 
Gespräch mit Dr. Gerhard von 
der Kassenärztlichen Vereinigung 
Rheinland-Pfalz, Empfang der  
Gäste anlässlich der Veranstaltun-
gen zu 20 Jahre Kreispartnerschaft 
Trier-Saarburg und Rudolstadt, 
Parteitag SPD Regionalverband 
Rheinland, 50 Jahre Partnerschaft 
Bistum Trier - Bolivien

Aus Partei und Fraktion

Liebe Freundinnen und Freunde!

Auf geht‘s! Landtagswahl 2011

Geschlossen hat sich die SPD 
beim Parteitag des Regionalver-
bandes Rheinland am Samstag 
(02.10.2010) präsentiert und ihre 
Kandidatenliste für die Landtags-
wahl 2011 beschlossen.

 Kurt Beck und Hendrik Hering 
haben in ihren Reden zurecht be-
tont, dass die SPD im Land große 
Erfolge zu verzeichnen hat. Wirt-
schaftliche Stärke und eine geringe 
Arbeitslosigkeit sind Beweise dafür. 
Wir können zuversichtlich in diese 
Wahl gehen. 

Bereits jetzt zeigt sich doch 
schon, dass der CDU nicht viel an-
deres übrig bleibt, als mit Dreck um 
sich zu werfen. Die wichtigen poli-
tischen Fragen für Rheinland-Pfalz 
sehen sie nicht oder aber ignorie-
ren sie wissentlich. Die sogenannte 
„Schlosshotel-Affäre“ ist ein jäm-
merlicher Versuch, den Minister-
präsidenten zu diffamieren. Die 

Menschen in Rheinland-Pfalz aber 
wissen, dass sich mit Kurt Beck ein 
integerer, ehrlicher und aufrichtiger 
Landesvater um eine Verlängerung 
seines Regierungsauftrages bewirbt. 
Dessen bin ich mir sicher.  

Die Kandidaten unserer Region 
sind wie folgt auf der Liste des Re-
gionalverbands Rheinland platziert:

Platz 2: Malu Dreyer, Trier 
Platz 7: Astrid Schmitt, Daun
Platz 12: Monika Fink, Bitburg
Platz 14: Bettina Brück, Thalfang
Platz 17: Ingeborg Sahler-Fesel, 	

	       Schweich
Platz 21: Alfons Maximini, Konz
Platz 25: Jens Rieger, Wittlich

Am 6. November wird die Lan-
desvertreterversammlung über die 
Landesliste beschließen. 

Büro Trier:
Christophstraße 1
54290 Trier

Telefon: 0651/9759940
Fax: 0651/44748
E-Mail: manfred.nink@wk.bundestag.de

Büro Berlin:
Deutscher Bundestag
Platz der Republik 1
11011 Berlin

Telefon: 030/22773317
Fax: 030/22776317
E-Mail: manfred.nink@bundestag.de

Manfred Nink MdB 

www.manfred-nink.de

Landtagskandidatinnen und -kandidaten für die Region: Alfons Maximini, Bettina Brück, 
Monika Fink, Malu Dreyer, Jens Rieger, Ingeborg Sahler-Fesel, Astrid Schmitt (v.l.n.r.)	
       								         Foto: Iris Hess

Herzlichst, 
Euer


